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Zusammenfassung

Die Forderung der Europäischen Union nach dem Erlernen von mindestens zwei Fremdsprachen verfolgt unter anderem das Ziel, die Sprachenvielfalt in Europa zu bewahren. Dabei werden zwei Aufgaben der Europäischen Union miteinander vermischt.

Daher müssen zwei Punkte geklärt werden. Zum einen müssen die Ausdrücke Mehrsprachigkeit (Plurilinguismus) und Vielsprachigkeit (Multilinguismus) deutlich voneinander abgegrenzt werden. Zum anderen muss die Bedeutung der Mehrsprachigkeit in einen Zusammenhang mit spracherhaltenen Maßnahmen gebracht werden.

In der internationalen Kommunikation von heute ist die Entwicklung hin zu einer einzigen Lingua franca möglicherweise unvermeidbar. Die Forderung nach der Kenntnis möglichst vieler Fremdsprachen fördert diese Entwicklung. Zugleich wird die Sprachenvielfalt Europas durch die Herausbildung einer einzigen wirklich supranationalen Verkehrsprache nicht gefährdet. Mit der Herausbildung einer einzigen Lingua franca für Europa wird oft ein Bedrohungsszenario hinsichtlich der europäischen Sprachenvielfalt verbunden. Eigentlich sind dadurch aber die Interessen an der Sprachverbreitung der „großen“ Sprachen Europas bedroht. 

Mehrsprachigkeit und Sprachenvielfalt
Die Forderung der Europäischen Union nach dem Erlernen von mindestens zwei Fremdsprachen verfolgt unter anderem das Ziel, die Sprachenvielfalt in Europa zu bewahren. Die Sprachenpolitik der Europäischen Union besteht im Wesentlichen aus drei Bereichen:

1) Erhalt der sprachlichen Vielfalt (Vielsprachigkeit)

2) Förderung der Mehrsprachigkeit

3) Minderheitenschutz

Ich halte es für notwendig, die beiden Ausdrücke Vielsprachigkeit und Mehrsprachigkeit unabhängig voneinander zu betrachten, denn sie haben unterschiedliche Grundlagen und Auswirkungen und es liegen ihnen unterschiedliche Interessen zugrunde. Dies wird in der Wissenschaft nicht unbedingt und von der EU betont nicht getan.

Der Erhalt der Sprachenvielfalt ist eine Grundrechtsfrage in Europa, die juristische und kulturpolitische Antworten erfordert. 

Die Förderung der Mehrsprachigkeit ist hingegen ein bildungspolitischer Auftrag, mit dem die internationale Kommunikation in Europa gestaltet werden soll. 

Der Schutz sprachlicher Minderheiten wird durch die Charta der Regional- und Minderheitensprachen geregelt.

Der Ausdruck Mehrsprachigkeit (engl. „plurilingualism“) wird meist dazu verwendet, beide Phänomene zu beschreiben und damit gleichzusetzen. Dadurch wird davon ausgegangen, dass Maßnahmen zur Förderung des einen zugleich eine Förderung des anderen darstellen und dass eine vielsprachige Gesellschaft notwendigerweise mehrsprachige Individuen benötigt, um bestehen zu können. Daher ist eines der Ziele der Mehrsprachigkeitspolitik die Bewahrung der Sprachenvielfalt in Europa.

Im Aktionsplan 2004-2006 der EU
 steht als Begründung für Maßnahmen zur Mehrsprachigkeit: „Die Beibehaltung der Vielzahl der Unionssprachen ist Grundprinzip der Europäischen Union“.
Die Bewahrung der Sprachenvielfalt ist aber eine andere Aufgabe als die Entwicklung von Mehrsprachigkeit. Maßnahmen zum Erhalt der Sprachvielfalt der EU sind etwa Schutzmaßnahmen für den Domänenerhalt für diese Sprachen und müssen daher in anderen Bereichen liegen, etwa der Übersetzung/Dolmetschung (auch im Bereich der Wissenschafts- und Rechtssprache), dem Schutz des Fachdiskurses in der jeweiligen Sprache, der Pflege der Unternehmenssprache, der Unterrichts- und Ausbildungssprache, im Recht auf Zugänglichkeit aller Texte der Europäischen Union in allen Amtssprachen. Bereits im Aktionsplan heißt es beispielsweise: „In nicht englischsprachigen Ländern können neuere Entwicklungen hin zum Unterricht in englischer Sprachen unvorhergesehene Auswirkungen auf die Vitalität der Landessprachen haben. Die Sprachstrategien der Hochschulen sollten daher ausdrücklich Maßnahmen zur Förderung der Landes- oder Regionalsprachen beinhalten.“ 

Dazu zählt auch, sich dafür einzusetzen, dass Sprachen, etwa das Deutsche, auch wirklich gleichberechtigt in den Institutionen genutzt werden, dass heißt, als Quellsprache und nicht nur in der Übersetzung und Verdolmetschung.
Faktoren für den Spracherhalt

Betrachtet man die Ergebnisse, die die Erforschung aussterbender Sprachen ergeben haben, stellt sich heraus, dass wichtige Faktoren für den Spracherhalt die Weitergabe der Sprachen an die nachfolgende Generation als Erstsprache sind, die Verwendung der Sprachen in sog. hohen Diskursdomänen wie Presse, Politik, Wirtschaft und Wissenschaft sowie die Möglichkeit, in der Sprache existenzsicher und in Freiheit leben zu können.

Wichtige Punkte für den Spracherhalt laut UNESCO sind:

- Sprachweitergabe von Generation zu Generation
- Anzahl der Sprecher 
- Verteilung der Sprecher in einer Sprachgemeinschaft
- Trends in den Domänen
- Reaktion auf neue Domänen und Medien
- Material für die Sprachausbildung und Alphabetisierung

Beim Sprachtod wird die eigene Sprache in der Regel zugunsten der sie unmittelbar umgebenden Sprache aufgegeben, in Deutschland besteht diese bedrohliche Situation etwa für das Sorbische oder das Friesische. Ein Blick in das Forschungsspektrum der Gesellschaft für bedrohte Sprachen aus Köln zeigt, dass, vereinfacht gesagt, Deutsch nicht zu den Forschungsgebieten zählt.

Der Sprachverlust ist zuallererst eine Folge von Sprachenpolitik, die meisten Sprachen sind unmittelbar oder langfristig als Folge der Kolonialisierung und des Nationalismus verloren gegangen. Eine der Grundlagen europäischer Sprachenpolitik ist aber der Erhalt der Sprachenvielfalt, sie ist in den Gründungsdokumenten der Europäischen Union als Grundrecht festgeschrieben und es sind keine Anzeichen dafür erkennbar, dass von diesem Grundrecht abgewichen werden soll. 2007 erst wurde ein eigenes Kommissariat für den Erhalt ebendieser Vielfalt eingerichtet. Die Sprachen Europas genießen damit einen politischen und gesellschaftlichen Schutz, den vom Aussterben bedrohte Sprachen in der Regel nicht besitzen.

Man könnte also sagen, die 23 offiziellen Sprachen der EU zeigen keinerlei Anzeichen einer Bedrohung. Dies ist nicht ganz zutreffend. Eine Sprache zeigt Ansätze, die zu einer Bedrohung führen können, wenn Domänen aufgegeben werden (Sasse 1990). Durch die starke Position des Englischen in der internationalen Kommunikation verliert das Deutsche (aber auch das Französische, Spanische, Italienische) in seiner internationalen Stellung sowie in stark globalisierten Domänen wie der Wissenschaft und Wirtschaft. Die „großen“ Sprachen haben den Verlust von Domänen zu beklagen, der vor allem der globalisierten Kommunikation geschuldet ist. Auch werden die Sprachen unter dem Einfluss des Englischen in ihrem Wortschatz nicht entsprechend weiter ausgebaut.

Europa braucht aber eine Sprache der internationalen Verständigung und das Englische bot sich aus verschiedenen historischen und ökonomischen Gründen an. Die Europäer haben dieses Angebot dankend angenommen. Vor allem Französisch, Deutsch, Italienisch und Spanisch sind aus manchen internationalen Gebrauchsdomänen weitgehend verschwunden.

Diese Sprachen werden zugunsten des Englischen zunehmend weniger gelernt, aber im internationalen Kontext auch von ihren Muttersprachlern immer seltener verwendet (Phillipson 2003).

Mögliche Domänenverluste

Domäne: Politischer Diskurs 

Letztes Jahr berichtete die Welt
 unter dem Titel „Der europäische Sprachenstreit“ von der Weigerung des Deutschen Bundestages, Gesetzesvorlagen seitens der EU zu behandeln, die nur in englischer Sprache vorlägen. 

Natürlich bedarf es einer gewissen sprachenpolitischen Aufmerksamkeit bei der Diffundierung einer Lingua franca in die Binnendomänen. Im Duisburger Arbeitsbereich des europäischen Forschungsprojekt Dylan wird derzeit untersucht, inwiefern die englische Sprache in den deutschen parlamentarischen Diskurs eindringt.

Domäne: Internationale Stellung

Es ist vielfach beschrieben, dass die internationale Stellung der „großen“ Sprachen Europas im Vergleich zum Englischen an Bedeutung verliert. Es ist aber die Frage zu stellen, ob der grundrechtliche Schutz der Sprachen diesen Domänenverlust nicht mehr als ausgleichen kann, schließlich zählt die internationale Domäne nicht unbedingt zu den Kernfunktionen einer Sprache, sondern ihre Binnenverwendung. Viele Sprachen haben nie eine nennenswerte internationale Stellung gehabt. Für die „großen“ Sprachen ist dies aber ein Problem.

Domäne Ausbildung: englischsprachige Studiengänge/CLILT

Ulrich Ammon plädiert im Zusammenhang mit englischsprachigen Ausbildungsangeboten, dass es zumindest obligatorisch bleiben sollte, Deutsch zu lernen, wenn man in Deutschland studieren wolle. Denn die Verbundenheit mit etwa Deutschland verläuft entlang der Sprachachse, nicht entlang des Ausbildungssystems. 

Die zahlreichen englischsprachigen Studiengänge, das Sprachlernkonzept CLILT sind in diesem Zusammenhang kritisch zu betrachten. 

Domäne Zweitsozialisation Kindergarten

Im Rahmen der Mehrsprachigkeitspolitik der EU wird immer wieder gefordert, der fremdsprachliche Unterricht solle so früh wie möglich beginnen. Abgesehen davon, dass es in der Regel Englisch ist, beziehungsweise sein wird, das unterrichtet wird und die fachliche Qualifikation des Lehrpersonals (noch) nicht gegeben ist, um den möglichen Nutzen des frühen Unterrichts auch später umsetzen zu können.

Es ist auch fraglich, ob es sinnvoll ist, Teile der Zweitsozialisation im Kindergarten in einer anderen Sprachen stattfinden zu lassen, als die Erstsozialisation. Das aber ist in erster Linie eine Frage der Didaktik.

Mehrsprachigkeit im Sinne der EU (Muttersprache plus 2)

Es gibt keine Hinweise darauf, dass das Erlernen möglichst vieler Fremdsprachen und die Herausbildung einer Triglossie aus Muttersprache (L1), Englisch und Fremdsprache (L2) den genannten Sprachkonflikt zwischen Muttersprache (L1) und Englisch verändern würde (Platt 1977). Eine mögliche Bedrohung wird durch Dreisprachigkeit nicht verhindert, die Sprachenvielfalt Europas durch die Entwicklung einer Lingua franca aber durch die Vertragsgrundsätze der EU auch nicht gefährdet. Allerdings gibt dazu wenig Forschungsergebnisse. So wie überhaupt Spracherhalt im Zusammenhang mit internationaler Kommunikation wenig erforscht ist. Die meisten Untersuchungen beziehen sich auf den Spracherhalt vor allem bei Einwanderern und Minderheiten oder auf Sprachwiederbelebung (Ammon 2009).

Es gibt gute und wichtige Gründe dafür, einen bilateralen oder internationalen Dialog in einer anderen Sprache als Englisch zu führen (Sprache des Gastgebers, Sprache des Kunden), dem Schutz der sprachlichen Vielfalt Europas dient dies meiner Einschätzung nach nicht. 

Während mehrsprachige Individuen zusammen eine vielsprachige Gesellschaft ergeben, weil innerhalb der Gesellschaft mehr als eine Sprache gesprochen wird, folgt aus einer vielsprachigen Gesellschaft nicht notwendigerweise die Existenz mehrsprachiger Individuen. 

Je mehr Sprachen, desto mehr Englisch!?

In einer öffentlichen Anhörung aus dem Jahr 2008 sagte der Kommissar für Mehrsprachigkeit Leonard Orban hinsichtlich der stärkeren Migration nach und in Europa: „Die grundlegenden öffentlichen Dienstleistungen müssen mehr und mehr auf Menschen ausgerichtet sein, die die Amtssprache eines Landes nicht sprechen.“ (Orban, Brüssel 2008). In welcher Sprache sollen sie dann angeboten werden?

Und in einer anderen Rede: „Alles in allen Sprachen anzubieten ist freilich unmöglich“ (Orban, Riga 2008) über lettische Übersetzungen der EU. 

Es ist zu beobachten, dass die Zahl der verwendeten Sprachen in multilateralen Kontexten stetig abnimmt. Der englische Sprachenforscher Robert Phillipson berichtete, dass die Zahl der nicht auf Englisch verfassten Dokumente der EU in den letzten Jahren drastisch gesunken ist.

Erste Ergebnisse des Europäischen Forschungsprojekts DYLAN bestätigen die Aussagen vieler Europapolitiker, dass in Sitzungen und Ausschüssen nahezu immer auf Englisch verhandelt wird. Und zwar zunehmend mit den weiter divergierenden Sprachenkenntnissen der Teilnehmer ist Englisch schlicht die einzige Sprachen, in der sich alle miteinander verständigen können.

Auch in bilateralen Beziehungen ist ähnliches zu beobachten. Eine Nachfrage im Amt für internationale Beziehungen in Köln hat 2009 ergeben, dass die Kommunikation mit den 14 Partnerstädten Europas – von Einzelfällen abgesehen – nur auf Englisch erfolgt. Andere Sprachkenntnisse gelten gar nicht als Einstellungsvoraussetzung für entsprechenden Positionen.

In der internationalen europäischen Kommunikation von heute ist diese Entwicklung hin zu weniger Arbeitssprachen und gar zu einer einzigen Lingua franca offenkundig. Die europäische Union (genauer: deren Mitgliedstaaten) trägt mit ihrer sprachenpolitischen Forderung zur Stärkung des Englischen als europäischer Verkehrssprache bei. Es ist daher darauf zu achten, dass die „großen“ Sprachen Europas nicht zwischen die Stühle einer faktischen Sprachenpolitik geraten, die einerseits das Englische und andererseits die „kleinen“ Sprachen als Fremdsprachen fördern.

Die Kenntnis vieler verschiedener Fremdsprachen führt wohl zwangsläufig zu einer häufigeren Verwendung des Englischen, da die Chance einer weiteren gemeinsamen Sprache mit der Zahl der beherrschten Sprachen logischerweise abnimmt. 

Dieser Zusammenhang ist freilich nicht leicht nachweisbar und es müssten Untersuchungen des Verhältnisses von Sprachkenntnis und Sprachwahl vorgenommen werden. Solche Forschungen gibt es für die internationale Kommunikation meines Wissens noch nicht.

Interessen 

Im Interesse einer großen Sprachgemeinschaft liegt es idealerweise, den Fremdsprachenunterricht in der eigenen Sprache zu fördern und selbst keine anderen Sprachen zu lernen. Dies ist im europäischen Kontext, in dem es gerade darum geht, Sprachwahl nicht mit Machtpositionen gleichzusetzen und den Nationalismus zu überwinden, aber nicht gewünscht. Dennoch liegt es im Interesse einer Sprachgemeinschaft, Verbreitung der eigenen Sprache zu fördern, umso stärker, seit Englisch als Lingua franca einen unumstößlichen Platz eingenommen hat.

Die EU-Sprachenpolitik befindet sich im Spannungsverhältnis der Interessen einer multilateralen europäischen Politik und eines nationalen Sprachverbreitungsinteresses. Die Forderung nach einer zweiten Fremdsprache für alle Europäer hat auch zum Ziel, das nationale Interesse an der Sprachverbreitung zu befriedigen. Für die Ziele der EU ist dies nicht unbedingt notwendig, jedenfalls nicht in dieser prominenten Stellung der Sprachenpolitik. Für bilaterale Kontakte in der Politik, der Wirtschaft und der Zivilgesellschaft ist die Kenntnis der jeweiligen Sprachen durchaus von integrativem Nutzen.

Mit der Herausbildung einer einzigen Lingua franca für Europa wird in diesem Zusammenhang oft ein Bedrohungsszenario hinsichtlich der europäischen Sprachenvielfalt verbunden. Eigentlich sind dadurch aber die Interessen an der Sprachverbreitung der „großen“ Sprachen Europas bedroht und nicht die Vielfalt der Sprachen.

Minderheitensprachen

Mehrsprachigkeit ist eine wesentliche Voraussetzung für den Erhalt von Minderheitensprachen, sie gewährleistet, dass Minderheitensprachen auch dann ausreichend benutzt werden, wenn ihre Sprecher weitreichende Kenntnisse der Mehrheitensprachen habe, insofern die Minderheitensprache auch andere Eigenschaften zeigt, die ihren Bestand fördern. Bei stabiler politischer Grundlage und ausreichender Förderung und Anerkennung einer Sprache, dass heißt vor allem die Förderung ihres Gebrauchswerts in möglichst zahlreichen Domänen, ist die Beherrschung der Mehrheitssprache, vor allem der Verfassungssprache, in der Regel notwendig. 

Eine Politik der Dreisprachigkeit sollte von diesen Gegebenheiten ausgehen und an diese Sprachen anknüpfen und damit zum Erhalt von Regional- und Minderheitensprachen beitragen.

Mehrsprachigkeit kann zum Erhalt der Sprachenvielfalt beitragen. Insbesondere für Regional- und Minderheitensprachen trifft dies zu. Sie ist aber nicht notwendigerweise konstituierend für Vielsprachigkeit und daher ergeben sich für die Förderung der Mehrsprachigkeit andere Maßnahmen, als für den Schutz der Vielsprachigkeit.

Überhaupt verfügen nur die Sprachen mit einer großen Anzahl an Muttersprachlern über eine nennenswerte Anzahl an Fremdsprachensprechern aus anderen Sprachgemeinschaften. Mit der Förderung der nach Sprecherzahlen kleinen Sprachen und der Regional- und Minderheits- sowie Migrantensprachen durch Sprachenunterricht als Fremdsprache wird ein Funktionsbereich dieser Sprachen gefördert, der keine sehr zentrale Bedeutung für diese Sprachen hat. In diesem Sinne ist die Förderung der Stellung einer Sprache als internationale Sprache vor allem für die Sprachen sinnvoll, die in diesem Bereich Funktionsverluste zu befürchten haben. Auf der anderen Seite sind Maßnahmen zum Schutz eben der kleinen Sprachen in anderen Domänen wesentlich.

� In der ‚Europäischen Charta für Mehrsprachigkeit’ des Europäischen Forums für Mehrsprachigkeit steht hingegen im Abschnitt „6.3.4. Was ist der konzeptuelle Unterschied zwischen Plurilinguismus und Multilinguismus?“: „Unter Plurilinguismus versteht man ‚individuelle Vielsprachigkeit’, d.h. eine Person verwendet mehrere Sprachen. Dieser Begriff unterscheidet sich vom Multilinguismus, der das ‚Nebeneinander mehrerer Sprachen in einer sozialen Gruppe’ bezeichnet. [...] Eine plurilinguale Gesellschaft besteht mehrheitlich aus Menschen, die in der Lage sind, sich mit unterschiedlichem Kompetenzniveau in mehreren Sprachen auszudrücken, d.h. aus mehrsprachigen oder vielsprachigen Personen, während eine multilinguale Gesellschaft mehrheitlich aus monosprachlichen Einzelpersonen bestehen kann, die die Sprache des anderen nicht beherrschen.“ (Europäisches Forum für Mehrsprachigkeit, Europäische Charta für Mehrsprachigkeit,  Paris, 2007 (http://www.aede.org/index.php?id=6_cultural_diversity&L=1)


Vgl. aber dazu: Verein Deutsche Sprache: http://vds-ev.de/verein/international.php, Kopiert am 03.05.08: Das Europäische Forum für Mehrsprachigkeit (EFM) bietet eine Basis für die Zusammenarbeit verschiedener europäischer Vereinigungen, deren gemeinsames Ziel die Erhaltung der kulturellen und sprachlichen Vielfalt Europas ist. Das EFM setzt sich für die Förderung der Mehrsprachigkeit in der Europäischen Union ein. Mehrsprachigkeit bedeutet sowohl die Beherrschung mehrerer Sprachen durch den Einzelnen wie auch die Verwendung mehrerer Sprachen in einer übernationalen Einrichtung. Nur, wenn möglichst viele Unionsbürger neben Englisch weitere Fremdsprachen beherrschen, kann verhindert werden, dass Englisch zur europäischen Einheitssprache wird und alle anderen Nationalsprachen verdrängt. Der Verein Deutsche Sprache hat sich dem EFM als Partnerverein angeschlossen. 


� Förderung des Sprachenlernens und der Sprachenvielfalt: Aktionsplan 2004 – 2006


� http://www.welt.de/politik/article2138135/Bundestag_macht_Bummelstreik_gegen_Bruessel.html
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